


Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Bauvorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen um 2 m in nordwestlicher Richtung. Aufgrund des 
Grundstückszuschnitts soll das Wohnhaus nicht neben, sondern hinter der Garage angeordnet werden. 
Unter Berücksichtigung des Stauraums vor Garagen von 5 m Länge ergibt sich eine geringfügige 
Überschreitung der Baugrenzen. 
Die Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplans ist städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht gegeben.  
 
Örtl. Bauvorschriften: 
- Stellplätze: gemäß Stellplatzsatzung sind 2 PKW-Stellplätze erforderlich, die mit der geplanten 
Doppelgarage auf dem Baugrundstück nachgewiesen werden können 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Jakob-Kerscher-Straße) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: Anschluss an öffentliche Kanalisation im Trennsystem 
 

Beschluss: 
 

 Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der beantragten Befreiung 
(Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 
Anfallendes Niederschlagswasser (z. B. von Zufahrten oder Stellplätzen) darf nicht auf Straßengrund 
oder in die Straßenentwässerung abgeleitet werden. 
 
Vor dem Einlaufen von Straßenoberflächenwasser in das Baugrundstück hat sich der Bauherr selbst 
zu schützen. 
 

  Abstimmung:     8  : 0 
(ohne GR Unholzer)  

 

 
4. Bauleitplanung - Bebauungsplan GE Bäckerreut Süd auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 652, 
Gemarkung Tiefenbach, südlich des Baugebiets Bäckerreut Süd – Beratung über das weitere 
Vorgehen. 
 
Die Gemeinde Tiefenbach plant die Entwicklung eines Gewerbegebiets auf dem Grundstück mit der 
Flur-Nr. 652, Gemarkung Tiefenbach an der Grenze zur Stadt Passau/Patriching um weitere Gewerbe 
in der Gemeinde ansiedeln zu können.  
 
Es besteht eine gute Verkehrsanbindung, angrenzend an die Kreisstraße PA 1 und in Nähe der 
Bundesstraße B 85. 
 
Aus Immissionsschutzsicht grenzt das Gewerbegebiet im Nordosten an eine landwirtschaftliche 
Fläche, im Osten befindet sich die Sportanlage der Stadt Passau/Patriching, im Süden ist von der 
Stadt Passau ein Mischgebiet geplant und im Westen ist unmittelbar die Kreisstraße PA 1 und 
dahinter der Gewerbeteil des Baugebietes MI Bäckerreut Südwest. Für die Wohnbebauung im 
Nordwesten müssten geeignete Schallschutzmaßnahmen vorgenommen werden. 
 
 
 



 
 

 
 

Beschluss: 
 

 Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob die Entwicklung des Gewerbegebietes Bäckerreut Süd 
weiter verfolgt werden soll. 
 

  Abstimmung:     9  : 0  
 

 
5. Bauleitplanung – Änderung des Bebauungsplans MI Waldstraße mit Deckblatt Nr. 2 von einem 
Mischgebiet (MI) zu einem allgemeinen Wohngebiet (WA) auf den Grundstücken mit den Flur-Nrn. 
586, 586/ 30, 586/32, 586/33, 586/34 und einer Teilfläche des Grundstücks mit der Flur-Nr. 586/31, 
jeweils Gemarkung Tiefenbach, nähe Waldstraße im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB – 
Beratung über das Fassen des Billigungs- und Auslegungsbeschlusses für die Beteiligung der 
Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 19.09.2024 den Aufstellungsbeschluss für 
die Änderung des Bebauungsplans MI Waldstraße mit Deckblatt Nr. 2 im beschleunigten Verfahren 
gem. § 13 a BauGB gefasst.  
 
Eckdaten der Änderung: 



- Umwandlung des Mischgebiets in ein allgemeines Wohngebiet 
- Die immissionsschutztechnischen Festsetzungen für die Parzellen Nr. 4 und 5 entfallen, da der 
Emissionsort Gewerbeanteil im Mischgebiet (Parzellen 1-3) wegfallen. 
- veraltete Festsetzungen, die teilweise auf nicht mehr vorhandene Artikel in der BayBO verweisen, 
werden angepasst. 
- Im Übrigen gelten die Festsetzungen der Urfassung mit der 1. Änderung. 
 
 
 
 

 
 

 
Beschluss: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss billigt die vorgestellte Änderung und fasst den Auslegungsbe-
schluss für die Änderung des Bebauungsplans MI Waldstraße mit Deckblatt Nr. 2 für die Beteili-
gung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 

Abstimmung:     9 : 0  
 

 



6. Bauleitplanung – Antrag auf Erlass einer Satzung für die Einbeziehung einer Teilfläche des 
Grundstücks mit der Flur-Nr. 37/3, Gemarkung Tiefenbach in den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil Tiefenbach – Nibelungenstraße (§ 34 Abs. 4 Nr. 3) – Beratung über die Abwägung der 
eingegangenen Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung und Beratung zur Fassung des 
Satzungsbeschlusses. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Satzung für die Einbeziehung einer Teilfläche des Grundstücks mit 
der Flur-Nr. 37/3, Gemarkung Tiefenbach in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Tiefenbach - 
Nibelungenstraße wurde in der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 22.09.2022 gefasst.  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte in der 
Zeit vom 13. 10.2022 bis einschließlich 14.11.2022. 
 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeits- und Fachstellenbeteiligung  
 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

ZAW Donau-Wald 
Stellungnahme vom 
23.07.2024 

als Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung teilen wir Ihnen mit, 
dass gegen das von Ihnen oben genannte Bauleitplanverfahren grundsätz-
lich keine Einwände bestehen. 
 
Die Abfallentsorgung erfolgt über die bestehende, öffentliche Nibelungen-
straße. 
 
Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallwirt-
schaftssatzung des ZAW Donau-Wald bleiben hiervon unberührt und sind 
ebenfalls zu beachten. Die Ausweisung und optimale Gestaltung von aus-
reichenden Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen-Hol-
systems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.  
 

 
Die Bereitstellung der Abfallbehälter erfolgt an 
der Nibelungenstraße. 

Wasserwirtschafts-
amt Deggendorf 
Stellungnahme vom 
23.07.2024 

Der wasserrechtliche Bescheid für die Kläranlage ist zum 31.12.2022 ab-
gelaufen! 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist deshalb die gesicherte Erschließung 
nicht gegeben. 
 
Hinweis zum Niederschlagswasser: 
Sollten die Untergrundverhältnisse eine oberflächennahe Versickerung 
nicht oder nicht flächendeckend zulassen, ist von der Gemeinde ein Kon-
zept zur schadlosen Niederschlagswasserbeseitigung aufzustellen. Es 
reicht nicht aus, den Grundstückbesitzer zur dezentralen Regenwasser-
versickerung zu verpflichten. 
 

 
Derzeit wird die neue Kläranlage errichtet und 
ist auch teilweise schon in Betrieb. Die Planun-
terlagen für den wasserrechtlichen Bescheid 
wurden am 28.07.2022 an das Landratsamt 
Passau weitergeleitet. Mit Schreiben vom 
27.03.2023 wurden durch das Landratsamt 
Passau noch ergänzende Planunterlagen an-
gefordert, die die Gemeinde Tiefenbach unver-
züglich nachgereicht hat. Nach Auskunft beim 
Landratsamt Passau liegt der Antrag nun seit 
mindestens zwei Jahren beim Wasserwirt-
schaftsamt Deggendorf zur Prüfung. Aus städ-
tebaulicher Sicht bedeutet dies einen Stillstand 
jeglicher Bebauung im Gemeindegebiet.  
 
Die Abwasserentsorgung des Einzugsbereichs 
der Kläranlage Tiefenbach muss weiter erfol-
gen. Dem Wasserwirtschaftsamt ist die beson-
dere Dringlichkeit, wie auch der Umstand, dass 
die Erschließung für den Großteil des Gemein-
degebiets im Hinblick auf die Abwasserentsor-
gung nicht gesichert ist bekannt. Aufgrund die-
ses Umstandes und da uns bisher keine Män-
gel in der vorgelegten Planung mitgeteilt wur-
den, gehen wir davon aus, dass die Planung so 
genehmigt werden kann und die Erschließung 
deshalb hinreichend gesichert erscheint. 
 
 
Die Versickerungsfähigkeit des Bodens für die 
Oberflächenentwässerung wurde durch eine 
Fachfirma geprüft. Das Ergebnis liegt vor und 
wurde auch vom Wasserwirtschaftsamt als hin-
reichend akzeptiert. 
 

Deutsche Telekom 
Technik  
GmbH 
Stellungnahme vom 
03.07.2024 

Die Telekom Deutschland GmbH – als Netzeigentümerin und Nutzungsbe-
rechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wege-
sicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 
Das einzubeziehende Grundstück hat eine Zu-
fahrt zur Nibelungenstraße, in dieser Zufahrt 
können auch Versorgungsleitungen gelegt wer-
den. 
 



 
Gegen die oben genannte Planung haben wir keine Einwände. 
 
Durch die Einbeziehungssatzung reichen unsere bestehenden Anlagen 
eventuell nicht aus, um die zusätzlichen Wohngebäude an unser Telekom-
munikationsnetz anzuschließen. Es kann deshalb sein, dass  
bereits ausgebaute Straßen gegebenenfalls wieder aufgebrochen werden 
müssen. 
 
Wir beantragen sicherzustellen, dass: 
 

- für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Er-
schließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kosten-
freie Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich ist, 
 

- auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zuguns-
ten der Telekom Deutschland GmbH als zu belastende Fläche 
festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 BauGB einge-
räumt wird. 

 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die 
Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen 
Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen beim zuständigen Ressort unter der kostenlosen Ruf-
nummer unserer Bauherren-Hotline  
 
0800 33 01903  
 
so früh wie möglich, mindestens jedoch 3 Monate vor Baubeginn, ange-
zeigt werden. 
 

Über eine konkrete Stellungnahme zu dem an-
gefragten Vorhaben wären wir dankbar. Pau-
schale Äußerungen, speziell auch zu Hausan-
schlüssen sollten erst bei der Erschließungs-
planung vorgebracht werden, denn diese verur-
sachen einen Mehraufwand für alle Beteiligte in 
jedem Bauleitplanverfahren. 

Stadtwerke Passau 
GmbH 
Stellungnahme 
vom 10.07.2024 

Gegen die Aufstellung der o. g. Satzung bestehen aus unserer Sicht keine 
Einwände. 
 
Die Versorgung mit Gas-, Wasser- und Telekommunikationsdiensten ist im 
ausgewiesenen Bereich möglich. 
 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Kreisbrandinspek-
tion Landkreis 
Passau 
Stellungnahme 
vom 25.07.2024 

In Beantwortung ihrer erneuten Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB darf 
mitgeteilt werden, dass gegen die Änderung des Bebauungsplanes mittels 
Deckblatt Nr. 4 in der dargestellten Form, keine Bedenken bestehen, wenn 
bei der Sicherstellung der Löschwasserversorgung die DVGW Merkblätter 
W-405 und W 331 beachtet werden.  
Die Anforderungen des Art. 5 BayBO sind einzuhalten, dabei sind zur Aus-
führung die aktuellen Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr (Bayern) 
zu berücksichtigen. 
 

 
Der Grundschutz für die Löschwasserversor-
gung ist gegeben. 

Bayernwerk Netz 
GmbH 
Stellungnahme vom 
02.08.2024 

Gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Ein-
wendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb un-
serer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
 
In dem von Ihnen überplanten Bereich befinden sich von uns betrieben 
Versorgungseinrichtungen. 
 
Kabel – der Straßenbeleuchtung im Fußweg 
 
Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5m 
rechts und links zu Trassenachse. 
 
Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitun-
gen von Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und 
Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde 
Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu ei-
nem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser 
Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete 
Schutzmaßnahmen durchzuführen. 
 
Beachten Sie bitte die Hinweise im “Merkblatt über Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-ver-
lag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie GW125.  
 
Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutz-
streifen bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung machen wir 
darauf aufmerksam, dass Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeder 
Art uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbeson-
dere für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitun-
gen, Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und Sportanlagen, Badeund 
Fischgewässer und Aufforstungen.  
 
Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, 
Gas- und Freileitungen“ sind zu beachten.  
 

 
Das einzubeziehende Grundstück hat eine Zu-
fahrt zur Nibelungenstraße, in dieser Zufahrt 
können auch Versorgungsleitungen gelegt wer-
den. 
 
Über eine konkrete Stellungnahme zu dem an-
gefragten Vorhaben wären wir dankbar. Pau-
schale Äußerungen, speziell auch zu Hausan-
schlüssen sollten erst bei der Erschließungs-
planung vorgebracht werden, denn diese verur-
sachen einen Mehraufwand für alle Beteiligte in 
jedem Bauleitplanverfahren. 



Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen können 
Sie online über unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen 
Sie unter: www.bayernwerk-netz.de/de/energieservice/kundenservice/plan-
auskunftsportal.html 
 

Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und 
Forsten Passau 
Stellungnahme vom 
10.07.2024 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Passau nimmt zu o.g.  
Verfahren wie folgt Stellung: 
 
Bereich Landwirtschaft 
Aus landwirtschaftlich-fachlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen  
das geplante Vorhaben. 
 
Bereich Forsten 
Keine Einwände; forstrechtliche Belange werden nicht berührt. 
 

Keine Abwägung erforderlich. 

Landratsamt Passau 
Bauwesen rechtlich 
Stellungnahme vom 
19.08.2024 

Zu dem vorgelegten Satzungsentwurf in der Fassung vom 17.11.2022 
nehmen wir als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 

 
1. Die Kreisbaumeisterin und die Kreisstraßenverwaltung haben 

der Planung formlos zugestimmt. 
 

2. Rechtliche Beurteilung  
 
Die Tiefe der neu bebaubaren Fläche sollte noch bemaßt wer-
den, um Unklarheiten auszuschließen; dabei wäre es begrü-
ßenswert, wenn der neue Geltungsbereich das Nebengebäude 
im Westen nicht überschreiten würde, was immer noch ein über 
900 m² großes Baugrundstück ergibt 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tiefe wird bemaßt. Der Geltungsbereich 
ragt zwar geringfügig weiter nördlich, als das 
Nebengebäude im Westen, aber der tatsächli-
che Bebauungsvorschlag liegt noch weiter süd-
lich, als das genannte Nebengebäude. 
 

Landratsamt Passau 
- Untere Naturschutz-
behörde 
Stellungnahme vom 
26.07.2024 

Hinsichtlich der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege be-
steht mit der Planung Einverständnis; die naturschutzrechtliche Eingriffsre-
gelung ist nachvollziehbar dargestellt; mit den Kompensationsmaßnahmen 
besteht ebenfalls Einverständnis. Ein Nachweis über die Abbuchung vom 
Ökokonto der Sparkasse Passau wurde bereits vorgelegt. 
 
Rechtsgrundlagen 
 
BauGB 
BNatSchG 
BayNatSchG 
 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

 

 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und fasst den Satzungsbe-
schluss für die Satzung für die Einbeziehung einer Teilfläche des Grundstücks mit der Flur-Nr. 37/3, 
Gemarkung Tiefenbach in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Tiefenbach – Nibelungen-
straße. 

Abstimmung:    9  : 0  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.bayernwerk-netz.de/de/energieservice/kundenservice/planauskunftsportal.html
http://www.bayernwerk-netz.de/de/energieservice/kundenservice/planauskunftsportal.html


7. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Auftragsvergabe des Gewerks Estricharbeiten 
nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung  
 

Beschränkte Ausschreibung  

 Ex-ante Veröffentlichung am:  
 

20.09.2024 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 
 

30.09.2024 

 Submission am:       
 

29.10.2024 

um 14:00 Uhr  

 geplanter Ausführungsbeginn: 
 

07.03.2025 

 geplante Fertigstellung: 
 

04.04.2025 

 

Angeforderte Angebote: 8 

Abgegebene Angebote: 3 

Kosten lt. bepreisten LV: 59.210,12 €/brutto  

Wirtschaftlichster Bieter: Fa. KSK Systemestriche, Röhrnbach 

Angebotssumme: 47.538,72 €/brutto  

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: - 11.671,40 €/brutto  

nächster 48.542,63 €/brutto  

höchster 49.321,79 €/brutto 

 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss fasst den Beschluss, dass der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bie-
ter, Firma KSK Systemestriche aus Röhrnbach mit einer Auftragssumme in Höhe von 47.538,72 
€/brutto vergeben wird.  

Abstimmung:    9  : 0  
 

 
8. Böschungssicherung Sportplatz Kirchberg v. Wald – Auftragsvergabe zur Wiederherstellung des 
Sportplatzes nach durchgeführter Spezialtiefbaumaßnahme. 
 
Für die Wiederherstellung des Sportplatzes in Kirchberg v. Wald nach durchgeführter 
Spezialtiefbaumaßnahme wurde keine beschränkte Ausschreibung durchgeführt.  
Da bis zum Abschluss der Spezialtiefbaumaßnahme nicht zu hundert Prozent der Umfang zur 
Wiederherstellung definiert werden konnte, war es nicht möglich ein ordentliches LV zu erstellen. 
 
Des Weiteren gibt es nur eine sehr begrenzte Anzahl an Firmen im Umkreis von mehreren 100 km, 
welche die Art der erforderlichen Leistungen anbieten. 
Es wurden daher mündlich die Fa. Majuntke aus Deggendorf sowie die Fa. Drexler aus Arrach 
angefragt. Mit der Fa. Drexler und Majuntke wurde die Örtlichkeit besichtigt. Die Fa. Drexler hat 
aufgrund eines zu geringen Auftragsvolumens abgesagt.  



 
Aus vorgenannten Gründen liegt daher nur das Angebot der Fa. Majuntke aus Deggendorf vor. 
 
Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, dass die Fa. Majuntke beauftragt wird, da diese die 
Leistungen zur Wiederherstellung des Sportplatzes noch im Jahr 2024 ausführen kann. 
 

Angeforderte Angebote: 2 

Abgegebene Angebote: 1 

Kostenschätzung: 40.000,00 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: Majuntke GmbH 

Angebotssumme: 47.769,69 €/brutto  

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: +7.769,69 €/brutto 

 
Beschlussvorschlag: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss fasst den Beschluss, dass der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bie-
ter, Firma Majuntke GmbH aus Deggendorf mit einer Auftragssumme in Höhe von 47.769,69 
€/brutto vergeben wird.  

Abstimmung:    9  : 0  
 

 
Tiefenbach, den 14.11.2024 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer 
 
             
Im Original gez.        Im Original gez.  
  
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


